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I. Menschenrechte ohne Biirgerschaft:
Samuel Moyns These

Der amerikanische Historiker Samuel Moyn
beginnt seine vielbeachtete Studie The Last
Utopia. Human Rights in History mit der
folgenden These:

“The conceptual foundation of rights even be-
fore the Universal Declaration may have been
natural or even ,human’ for some thinkers [...].
But even then it was universally agreed that
those rights were to be achieved through the
construction of spaces of citizenship in which
rights were accorded and protected. [...] In con-
trast, human rights after 1945 established no
comparable citizenship space, certainly not at
the time of their invention - and perhaps not
since. If so, the central event in human rights
history is the recasting of rights as entitlements
that might contradict the sovereign nation-state
from above and outside rather than serve as its
foundation.”?

Diese These wiederholt nicht nur die un-
terdessen schon fast triviale Einsicht, dass
Menschenrechte gebraucht werden konnen
und diirfen, um zu ihrem Schutz in die

1 Samuel Moyn, The Last Utopia, Human Rights in
History, 2010, S. 13.

Souverdnitit von Staaten einzugreifen.?
Moyns These hat vielmehr mindestens drei
(weitere) Dimensionen, in denen er die
Rights of man oder Droits de 'homme des
16. bis 19. Jahrhunderts mit ihrer Bindung
an Biirgerschaft gegeniiber den Menschen-
rechten des 20. Jahrhunderts kontrastiert:3

Moyn hiélt erstens fest, dass die Rights of
man begrifflich an die Frage der Grundla-
gen legitimer staatlicher Herrschaft gebun-
den sind, wihrend dies fiir die Menschen-
rechte, wie sie in der zweiten Halfte des 20.
Jahrhunderts entwickelt und verstanden
werden, nicht gilt. Der frithere Rechte-
Diskurs beschiftigt sich mit dem Problem,
worauf rechtfertigbare Herrschaft aufruht
und wie Herrschaft verfasst sein muss,
damit sie diese Grundlagen bewahrt und
nicht verletzt. Herrschaft wird so als Resul-
tat oder Realisierungsgestalt der (nattirli-
chen) Rechte von ,Menschen” begriffen,
die die Konstruktionsgrundlage legitimer
politischer Instanzen und Strukturen bie-
ten. In diesem Kontext muss Herrschaft
zugleich eine bestimmte Form annehmen,
um diesem Ursprung gerecht zu werden
und die Grundlagen ihrer Legitimitat nicht
zu unterminieren. Die Vorstellung ist dabei
allerdings, dass nur (staatliche) Herrschaft
legitim sein kann, so dass die Menschen-
rechte letztlich ein Binnenlegitimit&tskrite-
rium sind, weil es keine Alternative zu die-

2 Vgl. u.a. Antonio Cassese, International Law, 2.
Aufl. 2005, S. 383f.

3 Dabei rekurriert Moyn auch auf Studien zur
terminologischen Differenz zwischen den droits
de 'homme oder rights of man einerseits und den
human rights andererseits. Vgl. dazu u.a. Kenneth
Cmiel, The Recent History of Human Rights, in:
Akira Iriye/Petra Goedde/William I. Hitchcock
(Hrsg.), The Human Rights Revolution. An In-
ternational History, 2012, S. 27-51.
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ser Herrschaft gibt. Die Menschenrechte
des 20. Jahrhunderts werden demgegen-
tiber so konzipiert, dass sie Berechtigungen
darstellen, in die Ausiibung von Herrschaft
einzugreifen und sie gerade zu unterminie-
ren oder auszusetzen. Damit stehen die
Menschenrechte nicht im Gegensatz zu den
Rights of man, aber sie sind anders als jene
nicht auf die Frage der wiinschenswerten
oder notwendigen Konstitution von Herr-
schaft gerichtet (selbst wenn sie weiterhin
darauf anwendbar sind).

Zweitens konstatiert Moyn, dass die Rights
of man vor allem so verstanden wurden,
dass sie auf Anspriiche hinauslaufen, die
durch den Status und die Optionen von
Biirgern in einem jeweiligen Staat realisiert
werden. Die Menschenrechte bringen da-
gegen menschheitlich allgemeine Ansprii-
che zum Ausdruck, die nicht notwendig
darauf abzielen, im Rahmen eines Biirger-
status und von biirgerschaftlichen Teilha-
bemoglichkeiten zur Geltung zu kommen.
Sie sind vielmehr offen fiir unterschiedli-
che Umsetzungen. Insofern unterscheiden
sich die Menschenrechte nicht nur ihrem
Zweck, sondern auch ihrem Gehalt nach
wesentlich von den fritheren Rechten. Die
Verfassung politischer Herrschaft, die die
fritheren Rechte anstrebten, war eine, in
der die Biirger die Quelle, die Ausiibungs-
und/oder Rechtfertigungsinstanz fiir das
politische System bildeten. Im Unterschied
dazu stellen die Menschenrechte Ansprii-
che dar, die zundchst unterbestimmt ge-
gentiber einer spezifischen Realisierungs-
gestalt sind. Zugleich kann von ihnen nicht
ausgeschlossen werden, dass sie auch ge-
gen die Rechte von Biirgern vorgebracht
werden konnen, so diese dazu beitragen,
dass die menschenrechtlichen Anspriiche
nicht erfiillt werden.

Drittens schliefilich kommt Moyn zu dem
Schluss, dass es nicht nur auf der begriffli-
chen Ebene eine grundlegende Differenz
zwischen einer Konzeption von Rechten im
Horizont der Frage nach der Basis legiti-
mer Herrschaft und einer Konzeption von
Menschenrechten als allgemeinen mensch-
heitlichen Anspriichen gibt. Auch hinsicht-
lich der , pragmatischen” Perspektive, die

auf naheliegende Realisierungsbedingun-
gen der Menschenrechte blickt, gibt es kei-
ne enge Verbindung der Menschenrechte
des 20. Jahrhunderts mit Biirgerschaft. Die
Bewiltigung von Menschenrechtsverlet-
zungen scheint nicht darin zu liegen, dass
Betroffene mit einem Biirgerstatus ausge-
stattet werden.

Samuel Moyn vertritt also die Position, dass
die Menschenrechte, wie sie uns heute vor
Augen stehen, sowohl konzeptionell als
auch mit Blick auf ihre Umsetzungsbedin-
gungen nicht mit Biirgerschaft, oder ge-
nauer: Staatsbiirgerschaft verbunden sind.
Das heifst nicht, dass sie nicht mit Staats-
biirgerschaft verbunden werden konnten,
aber es bedeutet, dass die Menschenrechte
nicht notwendig mit Biirgerschaft verbun-
den sind und es naheliegen kann, nach
anderen Formen und politischen Struktu-
ren zu suchen als der Biirgerschaft, um
Menschenrechte als solche und ihre Reali-
sierung zu denken. Von dort her erscheint
dann auch die Zuldssigkeit von Eingriffen
in souverdne Nationalstaaten nicht als
Problem, sondern als Ausdruck zweier
distinkter normativer Perspektiven: auf der
einen Seite die Frage nach den Bedingun-
gen legitimer Herrschaft und auf der ande-
ren Seite die Frage nach den universellen
Anspriichen einzelner, die auf jeden Fall
realisiert werden miissen. Moyns These zur
grundlegenden Differenz zwischen den
Rights of man des 16. bis 19. Jahrhunderts
und den Menschenrechten des 20. Jahr-
hunderts konstatiert also nicht nur den
Unterschied zwischen Souverdnitdtsan-
spruch  und Interventionsberechtigung,
sondern sie erkldrt auch, warum sich aus
den Menschenrechten des 20. Jahrhunderts
politische Optionen ergeben, die mit den
Rights of man nicht einher gingen.5

4 Vgl. dazu auch die Darstellung, die Moyn von
der Bedeutung der Menschenrechte fiir die
Uberwindung des Imperialismus und Kolonia-
lismus und die daraus entstehenden Staaten
gibt, in: Samuel Moyn, Imperialism, Self-
Determination, and the Rise of Human Rights,
in: Iriye et al. (Fn. 3), S. 159-178.

5  Kritiken an ,politischen” Menschenrechtskon-
zeptionen betonen oft, dass sich die Genese der
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Moyn ist Historiker und beschreibt insofern
vor allem den Diskurs tiber jeweilige Rech-
te beziehungsweise die Wahrnehmung der
Funktionen und Zwecke entsprechender
Rechte. Damit ist aber noch nicht gesagt,
dass der Diskurs oder die Wahrnehmung
kohdrent (zu machen) oder rational sind.
Lasst sich eine tiberzeugende Konzeption
von Menschenrechten présentieren, die der
aktuellen Auffassung entspricht, das heifst
der zufolge Menschenrechte unabhéngig
von Biirgerschaft zu konzipieren und zu
realisieren sind? Um diesen Fragen nach-
zugehen, werden im Folgenden zunéchst -
mit dem Fokus auf das Verhiltnis der
Menschenrechte zur Biirgerschaft - einige
allgemeine Uberlegungen dazu angestellt,
was der Gegenstand und Zweck der Men-
schenrechte sind. Auf dieser Basis wird

Menschenrechte nicht auf kontingente politi-
sche Interaktionen und Entscheidungen redu-
zieren ldsst. In ihren Augen verweisen die Men-
schenrechte auf allgemeine und universelle An-
spriiche, wie sie von universalistischen Moral-
oder Naturrechtstheorien bzw. Religionen ent-
wickelt wurden. Interessant und wichtig an der
Perspektive Moyns ist, dass er im Gegensatz zu
den zuvor genannten Kritiken die Engfiihrung
von Menschenrechten und Biirgerschaft gerade
nicht unter Rekurs auf den moralisch-
naturrechtlichen Charakter der Menschenrechte
zuriickweist. In seinen Augen ist das natur-
rechtliche Verstindnis der Menschenrechte ge-
nau mit der Engfiihrung verbunden. Die Men-
schenrechte des 20. Jahrhunderts haben ihren
Ursprung, wie Moyn (Fn. 1), S. 19f,, formuliert,
nicht in den moralischen Universalismen, wie
sie in der Geschichte vorgebracht wurden: “The
tangled history of how the political values to-
day protected as ,human rights’ arose shows
they bear no essential relationship either to each
other or to the universalistic belief that all men
(and, more recently, women) are part of the
same group. [...] the real story of how the values
protected by ,rights’ crystallized is one about
warring tendencies and dead projects, whose
contributions to the package of modern rights
were incidental and not intentional. Rather than
originating all at once as a set and then merely
awaiting later internationalization, the history
of the core values subject to protection by rights
is one of construction rather than discovery and
contingency rather than necessity.” Moyn prob-
lematisiert die Engfiithrung von Menschenrech-
ten und Staatsbiirgerschaft also aus der Per-
spektive einer ,politischen” Konzeption von
Menschenrechten und nicht aus derjenigen ei-
ner ,moralischen” Menschenrechtstheorie.

dann untersucht, ob sich ein Begriff oder
eine Konzeption von Menschenrechten
entwickeln ldsst, der beziehungsweise die
ohne die Idee der Biirgerschaft operiert.
Nachdem argumentiert wird, dass die
Menschenrechte in der Tat nicht mehr ein-
fach auf Burgerschaft verweisen, wird ab-
schliefSend betrachtet, in welchem Verhilt-
nis die Menschenrechte hinsichtlich ihrer
Umsetzung unter den aktuellen Bedingun-
gen zu existierenden und denkbaren For-
men der Biirgerschaft stehen.

II. Was sind Menschenrechte? Einige
Voriiberlegungen zur genaueren Be-
stimmung ihres Gegenstands und
Zwecks

Betrachtet man Rechte und das heifst auch
Menschenrechte sehr allgemein und sieht
sie als besonders gut begriindete morali-
sche Anspriiche beziehungsweise als ent-
sprechende Klasse von Giitern, dann sind
die beiden Fragen nach dem begrifflichen
und Realisierungszusammenhang von
Menschenrechten und Biirgerschaft ver-
hiltnismaflig einfach® zu beantworten. Es
ist einerseits zu schauen, um welche An-
spriiche es sich genau handelt und ob sie
begrifflich oder logisch mit Biirgerschaft
verbunden sind. Wenn etwa der morali-
sche Anspruch, nicht willkiirlich getotet zu
werden, ein Menschenrecht wire, dann
gdbe es in diesem Fall keinen begrifflichen
Zusammenhang mit Biirgerschaft. Ware
dagegen der moralische Anspruch, tiber
Amtsinhaber mitentscheiden zu konnen,
ein Menschenrecht, dann gibe es offen-
sichtlich einen solchen Zusammenhang,.

Andererseits ist zu erortern, ob es zur Rea-
lisierung entsprechender Anspriiche oder
Giiter besonders naheliegt, auf etablierte
oder denkbare Formen von Biirgerschaft
zurtickzugreifen. Hierbei konnte sich her-
ausstellen, dass selbst wenn es keinen be-
grifflichen Zusammenhang des Anspruchs,

6 , Verhiltnismafig einfach”, weil es natiirlich
immer noch kompliziert sein kann, genau her-
auszufinden, ob die entsprechenden Anspriiche
oder Giiter mit Biirgerschaft verbunden sind.
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nicht getdtet zu werden, mit Biirgerschaft
gibt, das wenigstens von einigen Staaten
erreichte Gewaltmonopol einen verhilt-
nisméflig sicheren Schutz vor willkiirlichen
Totungen bietet, so dass die Zugehorigkeit
zu und der Rechtsstatus in einem Staat ein
probates Mittel zur Sicherung des Men-
schenrechts sein konnten. Wiirden die
Menschenrechte, wie hier zun&chst ange-
dacht wurde, als besonders gut begriindete
moralische Anspriiche oder parallele Klas-
sen von Giitern verstanden, dann wiirde
Moyns zuvor vorgestellte These bedeuten,
dass es eine Verdnderung in den Ansprii-
chen und Giitern gegeben hat, entweder
derart, dass es nicht mehr primédr um poli-
tische Anspriiche geht, oder derart, dass
Staaten keine plausiblen Kandidaten mehr
sind, um dieselben (oder andere) Ansprii-
che zu realisieren. Dies konnte zum Bei-
spiel deshalb der Fall sein, weil der Staat
die wesentlichen Situationen, in denen die
Anspriiche durchgesetzt werden konnen,
nicht (mehr) zu kontrollieren vermag oder
die Situationen auf Ebenen oberhalb oder
unterhalb des Staates liegen (also etwa an-
dere Staaten mit umfassen beziehungswei-
se das Handeln internationaler Organisati-
onen oder dasjenige multinationaler Kon-
zerne betreffen).”

Eine solche Betrachtungsweise von Men-
schenrechten als besonders gut begriinde-
ten moralischen Anspriichen oder Giitern
mag sich bei einigen liberalen Modellen
finden.® Sie ist aber unbefriedigend, weil

7 Eine Variante eines solchen Menschenrechtsver-
stindnisses und der damit einhergehenden Di-
agnose einer Verdnderung wiére es anzuneh-
men, dass sich die Zusammensetzung des Kata-
logs von Menschenrechten oder die Hierarchie
der Menschenrechte in ihm transformiert hat. In
dieser Variante wiirde argumentiert, dass die
Menschenrechte wesentlich dieselben geblieben
sind, dass sich aber aufgrund der politischen,
sozialen und 8konomischen Entwicklungen ihre
Gewichtung verandert hat.

8  Vgl. z.B. H.J. McCloskey, Rights. Some Concep-
tual Issues, in: Australasian Journal of Philoso-
phy 54 (1976), S. 99-115 (S. 99): “Rights, I sug-
gest, are best to be explained positively as enti-
tlements to do, have, enjoy, or have done, and
not negatively as something against others, or
as something one ought to have. They are

sie nicht in der Lage ist zu erkldren, warum
nicht immer schon alle Autoren tuber
grundlegende moralische Anspriiche als
Menschenrechte geredet haben und wie mit
der konkurrierenden Vielfalt grundlegen-
der moralischer Argumentationen umzu-
gehen ist (das heifit, ob es nicht gerade
kennzeichnend fiir Menschenrechte ist, in
moralischen Konfliktfillen eine Losung
vorzugeben).” Zudem ist diese Betrach-
tungsweise in wenigstens zwei Hinsichten
zu unspezifisch: Erstens umfasst die Be-
grindung von Anspriichen oder wiin-
schenswerten Giitern noch keine Aussage
dazu, wie sie zu realisieren sind, das heifst
zum Beispiel dazu, ob irgendjemand
Pflichten hat, die Anspriiche zu erfiillen
oder die Giiter zu verschaffen. Alle Men-
schen haben sicherlich einen fundamenta-
len moralischen Anspruch darauf, ein er-
fulltes Leben zu fithren - aber selbst wenn
wir feststellen konnten, welche Giiter dazu
(eventuell im jeweiligen Einzelfall) erfor-
derlich sind, so ergeben sich daraus keine
unmittelbaren Verpflichtungen bei (allen)
anderen, die Giiter bereitzustellen. Und
zweitens wird vor allem nicht hinreichend
erkldrt, wozu die moralischen Anspriiche
letztlich (das heifst im Fall ihrer nicht-
kontingenten Nicht-Erfullung) berechtigen.
Diirfen zum Beispiel Zweite oder Dritte
gezwungen werden  beziehungsweise
selbst zwingen, damit die Anspriiche er-
tillt oder nicht verletzt werden? Um solche
Verpflichtungen oder Berechtigungen zu
begriinden, sind weitere Argumente not-
wendig, die sich nicht unmittelbar aus der
»positiven” Bestimmung eines jeweiligen

things that one has, that one possesses inde-
pendently of other people and independently of
what else ought to be.”

9  Beziehungsweise es wird genau eine solche
Verallgemeinerung vorgenommen, der zufolge
von Menschenrechten immer schon die Rede
war, wenn in Religionen oder Moralauffassun-
gen Anspriiche begriindet oder dargelegt wur-
den, die allen Menschen zukommen. Zur Kritik
an solchen Ausdehnungen siehe erneut Moyn
(Fn. 1), S. 1-10 sowie Stefan-Ludwig Hoffinann,
Zur Genealogie der Menschenrechte, in: ders.
(Hrsg.),  Moralpolitik. ~ Geschichte der
Menschenrechte im 20. Jahrhundert, 2010, S. 7-
37.
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Anspruchs ergeben - es sei denn, es wird
vorher gesagt, dass ein ,Anspruch” per se
gewissen Anforderungen, wie zum Beispiel
der berechtigten Erzwingbarkeit oder Ahn-
lichem, entsprechen muss.

Ohne in die Details unterschiedlicher Men-
schenrechtstheorien zu gehen, ldsst sich
festhalten, dass die meisten Theorien daher
als Menschenrechte nur solche gut begriindeten
moralischen Amnspriiche verstehen, die klare
Pflichten zuweisen, die letztlich auch von den
Rechteinhabern oder von Dritten mit Zwang
durchgesetzt werden konnen und diirfen.10 Der
Zwang ist dabei gewohnlich nicht per se
zuldssig, sondern er steht unter weiteren
Bedingungen: So darf er nur ausgetibt
werden, wenn in dieser Ausiibung nicht
dhnliche moralische Anspriiche verletzt
werden (das heifst, wenn in der Durchset-
zung von Menschenrechten nicht selbst
Menschenrechte verletzt werden). Diese
Bedingung wiederum kommt allerdings
nur dann zur Anwendung, wenn der po-
tentiell von Menschenrechtsverletzungen
betroffene Akteur nicht selbst derjenige ist,
gegen den die Geltung eines Menschen-
rechts mit Zwang durchgesetzt werden
muss.

10 Vvgl. dazu auch die folgende Definition von John
Skorupski, Human Rights, in: Samantha Besson,
John Tasioulas (Hrsg.), The Philosophy of Inter-
national Law, 2010, S. 357-373 (S. 362): “X has a
right to Y against Z if and only if it is morally
permissible for X or X’s agent to demand that Z
does not take Y from X, or does not prevent X
from doing Y, or delivers Y to X (as appropri-
ate), and to demand compensation for X from Z
in the event of damage resulting from Z’s non-
compliance.”

11 Hieran schliefen sich weitere wichtige Fragen
an, iiber die es zu vielfiltigen Differenzierungen
zwischen Menschenrechtstheorien kommt: So
ist zu kldren, ob es sich bei den Menschenrech-
ten um moralische Anspriiche handelt, die per
se zu befriedigen sind (d.h. die schon durch Un-
terlassungen von Handlungen verletzt werden
konnen), oder ob es sich um Anspriiche han-
delt, die sich auf Interaktionen beziehen (also
erst durch Handlungen verletzbar sind). Hier-
mit befasst sich u.a. die Diskussion dariiber, ob
Menschenrechte wesentlich negative oder auch
positive Pflichten begriinden. Daneben sind die
Fragen nach einer Hierarchie der Menschen-
rechte und danach aufzuwerfen, ob in der Er-

Wenn die Menschenrechte aber nicht allein
tiber die ,Tiefe” der moralischen Begriin-
dung bestimmt sind, sondern (wenigstens)
auch tiber die Pflichten, die sie auferlegen,
sowie die Berechtigungen, die sie verlei-
hen, die Pflichten durchzusetzen, dann
heifit dies, dass die Menge moglicher Men-
schenrechte kleiner wird. Fiir zahlreiche
moralische Anspriiche ldsst sich ndamlich
zeigen, dass sie entweder so beschaffen
sind, dass es keine eindeutigen Pflichten
oder Berechtigungen gibt, die ihnen kor-
respondieren, oder dass sie zwar gut be-
grindet sein mogen und ihnen auch Pflich-
ten oder Berechtigungen entsprechen
(konnten), diese Begriindungen aber nicht
ausreichen, um (allgemeine) Pflichten von
(allen) Dritten oder gar die Berechtigung
von Zwang ihnen gegentiber zu erzeugen.
Zudem wird die Untersuchung des Ver-
hiltnisses zwischen Menschenrechten und
Burgerschaft insgesamt komplizierter, als
es zu Beginn dieses Abschnitts erscheinen
konnte. Die Betrachtung der Menschen-
rechte kann sich nicht mehr allein auf den
Inhalt der Anspriiche und Giiter richten,
die sie verkorpern (und deren direkten
oder umsetzungsbezogenen Zusammen-
hang mit Biirgerschaft). Sie muss vielmehr
einerseits die Funktion der Rechte in einem
Interaktions- oder Kooperationszusam-
menhang berticksichtigen (also fragen,
wozu Menschenrechte in Relationen zwi-
schen Personen jeweils verpflichten und
berechtigen) und andererseits erkldren, wie
sich die unterschiedlichen Menschenrechte
verschiedener Personen zueinander verhal-
ten.12

zwingung von Rechten, die hoher in der Hie-
rarchie stehen, niedrigere Rechte verletzt wer-
den diirfen.

Eine weitere Bedingung, die hier nicht themati-
siert wird, ist diejenige, dass das Ausiiben von
Zwang tatsdchlich oder wenigstens mit hoher
Erwartbarkeit zur Folge hat, dass ein korres-
pondierender Anspruch realisiert wird.

12 Vgl. dementsprechend Alan Gewirth, The Com-
munity of Rights, 1996, S. 12f.: “The rights-
principle that emerges [...] must be determinate
in that it does not serve to justify mutually con-
flicting duties based on conflicting interests or
different cultural or other norms.”
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Fiur die Frage nach dem Verhiltnis von
Menschenrechten und Biirgerschaft bedeu-
tet dies tiber die zuvor genannten Betrach-
tungsweisen hinaus, dass untersucht wer-
den muss, ob Biirgerschaft einen (unver-
zichtbaren) Beitrag dazu leistet, dass Men-
schen Pflichten anderer in Anspruch neh-
men konnen oder sogar in einer Position
sind, falls notwendig, Zwang auf andere
ausiiben zu konnen oder zu lassen. Moyns
These wére dann so zu verstehen, dass die
Pflichten, die mit Menschenrechten einher-
gehen, nicht so geartet sind, dass sie auf
Verhiltnisse zwischen Biirgern verweisen,
oder dass der Zwang, der notwendig wer-
den kann, um zu bewirken, dass Pflichten
eingehalten werden, nicht mit Biirgerschaft
in Verbindung steht.

Die Prazisierung des Menschenrechts-
begriffs um korrespondierende Pflichten
und Erzwingungsberechtigungen fiihrt
einige Ansdtze dazu, die Bestimmung der
moralischen Anspriiche, die Menschen-
rechte sind, grundsitzlich anders anzule-
gen. Bisher konnte es so klingen, als wiir-
den Menschenrechte wesentlich im Modus
der Auswahl aus einer umfangreicheren
Menge moralischer Anspriiche gewonnen.
Dabei wiirde zundchst der Anspruch be-
griindet, um dann zu untersuchen, ob sich
auch Pflichten oder Ahnliches zu seiner
Erfillung begriinden lassen, und zu eror-
tern, ob es dartiber hinaus Berechtigungen
gibt, die entsprechenden Pflichten zu er-
zwingen. Diese weiteren Begriindungen
wiirden normalerweise tiber Abwagungen
der Anspriiche/Giiter anderer laufen -
womit sich jedoch auch hier die Frage
stellt, welche Pflichten die jeweiligen An-
spriiche/Gliter umfassen und wozu sie
berechtigen. Das hat zur Folge, dass die
Begriindung Gefahr lduft, in schlechtem
Sinn zirkuldr zu werden!® oder aber holis-

13 Ein Beispiel fiir eine solche schlechte Zirkulari-
tdt wére es, wenn ein Anspruch keine Pflicht
umfasst, weil ihm ein Anspruch entgegensteht,
keiner entsprechenden Pflicht unterworfen zu
werden, was dann die Frage aufwirft, warum
der letzte Anspruch mit der Pflicht des ersten
einhergehen sollte, den zweiten keiner Pflicht
zu unterwerfen etc.

tisch argumentieren zu miissen, womit es
keine Verteilung von Menschenrechten,
sondern nur ein jeweiliges Geftige von An-
spriichen, Pflichten und Berechtigungen
gdbe.

Demgegeniiber kann jedoch direkt mit ei-
ner Betrachtung der Interaktionsverhaltnis-
se und der Handlungen beziehungsweise
Handlungsmoglichkeiten in ihnen begon-
nen werden. Einer solchen Betrachtung
geht es nicht um die Bedingungen, unter
denen zuvor begriindete Anspriiche reali-
siert werden konnen, sondern um die Ver-
teilung von Optionen im offentlichen, ge-
teilten Raum. Fiir diese Ansdtze werden
die Menschenrechte aus einer wechselseiti-
gen Bestimmung von Anspriichen und
(Pflicht-)Verletzungen gewonnen. Sie be-
schranken mogliche Menschenrechte auf
dasjenige, was in menschlichen Interaktio-
nen verfligbar ist (schlieffen also aus ihnen
dasjenige aus, was zwar eventuell wiin-
schenswert wire, aber nicht von menschli-
chem Handeln abhingt), und fragen, wel-
che Handlungen auf jeden Fall stattfinden
beziehungsweise unterlassen werden soll-
ten, wie also der Raum des geteilten Han-
delns zu gestalten ist. Menschenrechtsver-
letzungen werden dabei tiber den Schaden
begriffen, den der Vollzug oder Nicht-
Vollzug einer Handlung erzeugt, und An-
spriiche werden folglich so verstanden,
dass sie dazu dienen zu erkldren, was der
Vollzug/Nicht-Vollzug der Handlung
schadigt. In dieser Betrachtungsweise
konnte sich zum Beispiel ein Menschen-
recht, nicht getttet zu werden, aus der Ein-
sicht in den Schaden, den Menschen durch
bestimmte gewalttdtige Handlungen her-
vorrufen konnen, und der Pflicht ergeben,
die daraus abgeleitet wird, die entspre-
chenden Handlungen zu unterlassen. Die-
ses Menschenrecht liefle sich eventuell
auch so formulieren, dass es ein Recht da-
rauf ist, am Leben zu bleiben - dies wire
allerdings missverstdndlich, wenn es so
verstanden wiirde, dass andere die Pflicht
hitten, bestimmte lebenserhaltende Giiter
zur Verfiigung zu stellen. Denn diese
Pflicht wiirde durch die Genese des Men-
schenrechts qua Einsicht in einen spezifi-
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schen Schaden nicht (auch schon) generiert
- was natiirlich nicht ausschlief$t, dass sich
auch eine solche Pflicht begriinden lasst,
dies miisste nur in einem distinkten Be-
griindungsvorgang geleistet werden.

Eine solche Bestimmung von Menschen-
rechten durch ein Uberlegungsgleichge-
wicht von moglichen Schddigungen und
dem Auffinden von Anspriichen, die die
Schidden erkldaren, hat grofie Vorteile ge-
gentiber anderen Anséitzen. Sie verortet die
Menschenrechte per se in den Relationen
zwischen Menschen und weist ihnen die
Funktion zu, in diesen Relationen notfalls
erzwingbare Grenzen zu beschreiben. Da-
bei kommt es zu den Grenzen durch die
Moglichkeiten von Schéddigungen in den
Beziehungen und nicht (oder wenigstens
nicht primdr) durch an sich wiinschens-
werte Optionen, Giiter oder Zustdnde.
Kennzeichnend fiir diese relationale Be-
trachtung von Menschenrechten ist, dass
sie auf Interaktionszusammenhinge blickt
und die menschenrechtlichen Anspriiche
von diesen Zusammenhéngen her begriin-
det. Menschenrechte sind also Anspriiche
darauf, dass die Relationen zwischen Men-
schen so gestaltet sind, dass bestimmte
(weiter zu begriindende) Schaddigungen
unterbleiben, und nicht so sehr darauf,
dass bestimmte (an sich bestehende) Inte-
ressen befriedigt werden.14

14 Der Verfasser hat in diesem Sinn und in einer
Verbindung republikanischer politischer Theo-
rie mit den Menschenrechten vorgeschlagen,
dabei nicht schlechthin alle Beziehungen zwi-
schen Menschen zu berticksichtigen, sondern
ausschliefSlich die Relationen, in denen einige in
einer Position sind, in der ihr Wirken von ande-
ren nicht kontrollierbar ist. Menschenrechte sind
dann Anspriiche gegeniiber Instanzen und Akteu-
ren, die iiber Optionen verfiigen, die erstens durch
diejenigen, die ihnen ausgesetzt sind, aufgrund von
Macht- und positionalen Differenzen nicht oder
kaum kontrolliert werden konnen, und die zweitens
Schiden bewirken konnen, die sich strukturell oder
nachhaltig auf die Existenz Betroffener auswirken.
Vgl. Andreas Niederberger, Are Human Rights
Moral Rights?, in: Amos Nascimento/Matthias
Lutz-Bachmann (Hrsg.), Human Dignity, Hu-
man Rights and Cosmopolitanism, 2013 (in
Vorbereitung).

Den Pflichten und ihrer Erzwingbarkeit
kommt in einer solchen Bestimmung von
Menschenrechten {iber Interaktionsver-
hiltnisse besondere Bedeutung zu. Denn
da die Schidden sich aus Pflichtverletzun-
gen oder -nichterfullungen ergeben, beste-
hen die Menschenrechte genau dann, wenn
es Mechanismen und Moglichkeiten gibt,
die Pflichten durchzusetzen, und nicht
schon dann, wenn die Pflichten kontin-
genterweise erfiillt werden oder niemand
die Pflichten in Anspruch nimmt. In einem
derartigen Verstdndnis von Menschenrech-
ten ist die Frage nach dem Verhiltnis der
Menschenrechte zur Biirgerschaft beson-
ders dringlich. Denn historisch steht Biir-
gerschaft fur die Idee, Personen unterei-
nander, aber vor allem auch Personen ge-
gentiber Institutionen in eine Relation zu
setzen, in der die Personen bei aller fakti-
schen Macht anderer Personen oder Insti-
tutionen selbst einen Status haben, der die
Willkiir der je anderen einschrdnkt.’> In
diesem Sinn ist sicherlich zuzugestehen,
dass solche menschenrechtstheoretische
Ansédtze die Menschenrechte von den Biir-
gerrechten beziehungsweise von der Funk-
tion der Biirgerschaft fiir legitime Herr-
schaft her konzipieren. Moyns Thesen vom
Anfang stellen also fiir diese Ansétze eine
besondere Herausforderung dar. Zunichst
konnte es sein - und Moyns Buchtitel mag
dies in gewisser Weise nahe legen -, dass
die Menschenrechte heute die letzte Utopie
derart sind, dass sie den anstrebenswerten
Zustand einer Bediirfnisbefriedigung oder
Interessenserfiillung angeben, ohne selbst
spezifische Vorstellungen zu enthalten, wie
dieser Zustand erreicht und erhalten wer-
den sollte. Eine solche Behauptung enthal-
ten die Arbeiten Moyns aber nicht, da er in
unterschiedlichen Hinsichten darauf hin-
weist, welche Anstrengungen Menschen-
rechtsaktivisten und andere unternehmen,
um die Menschenrechte rechtlich und poli-

15 Vgl. dazu Andreas Niederberger, Willkiir. Von
der Notwendigkeit und den Grenzen politischer
Ordnung, in: Andreas Hetzel/Burkhard
Liebsch/Hans-Rainer Sepp (Hrsg.), Profile ne-
gativistischer Sozialphilosophie. Ein Kompen-
dium, 2011, S. 337-350.
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tisch abzusichern. Es gibt also keine allge-
meine Evidenz, dass Menschenrechte heute
vor allem die Funktion haben, ein utopi-
sches Ideal im Sinn eines unerfiillbaren
Ziels anzugeben.

Herausfordernd ist daher eher die Frage,
ob die Menschenrechte eine andere Vor-
stellung transportieren, wie Interaktions-
verhiltnisse zu gestalten sind, als sie in den
klassisch modernen Bestimmungen von
Legitimitdt tiber Biirgerschaft zum Aus-
druck kam (und in vielen ,politischen”
Menschenrechtstheorien sowie in weiten
Teilen der Demokratietheorie bis heute
zum Ausdruck kommt)l®. Moyns Thesen
wiirden daher dazu fiihren, einerseits zu
untersuchen, ob Menschenrechte (weiter-
hin) logisch-begrifflich mit einer Konzepti-
on von (richtigen) Interaktionsverhiltnis-
sen einhergehen, fiir die die Idee der Biir-
gerschaft nicht mehr relevant ist. Und an-
dererseits muss geschaut werden, ob Biir-
gerschaft selbst als eventuell temporéares
Instrument, um diese Interaktionsverhalt-
nisse zu erreichen, nicht mehr von Bedeu-
tung ist.

Das Ziel dieser definitorischen Vorbemer-
kungen zu den Menschenrechten war es,
daran zu erinnern, dass es sehr unter-
schiedliche Konzeptionen von Menschen-
rechten gibt (die im Ubrigen nur unzu-
reichend durch die Gegeniiberstellung von
,moralischen” und ,politischen” Konzep-
tionen erfasst werden) und je nach Anlage
der Konzeption die Frage nach der Bedeu-
tung von Biurgerschaft fiir die Menschen-
rechte den Blick auf anderes richtet. Im
Folgenden wird die letzte Perspektive auf-
gegriffen, der zufolge Menschenrechte so

16 Das ,Kklassische” Gegeniiber fiir Moyn ist Han-
nah Arendt mit ihrer These, dass Menschenrech-
te wesentlich im Recht aufgehen, Rechte zu ha-
ben und d.h. Biirger eines Staates zu sein. Vgl.
dazu v.a. den Abschnitt ,Die Aporien der Men-
schenrechte” im 9. Kapitel von Hannah Arendt,
Elemente und Urspriinge totaler Herrschaft, 4.
Aufl. 1995, S. 452-470. Besonders pointiert ar-
gumentiert auch Marcel Gauchet, ,Quand les
droits de 'homme deviennent une politique”,
in: ders., La démocratie contre elle-méme, 2002,
S. 326-385, fiir eine enge Bindung der Men-
schenrechte an Biirgerschaft.

zu verstehen sind, dass sie sich auf Interak-
tionsverhiltnisse richten und in diesen
Grenzen der Macht angeben, die einige
tuber andere haben diirfen (wobei Macht
sowohl die Position als auch die Moglich-
keit umfasst, Schiadigungen zu bewirken).
Im Kontext eines solchen Verstindnisses
von Menschenrechten, fiir das zunichst
Biirgerschaft als Modell naheliegt, wird in
den weiteren beiden Abschnitten dieses
Artikels untersucht, inwiefern es moglich
und wiinschenswert ist, die Menschenrech-
te und deren Realisierung unabhéngig von
Biirgerschaft zu bestimmen.

III. Sind die Menschenrechte logisch-
begrifflich mit Biirgerschaft verbun-
den?

Bislang wurde schon an verschiedenen
Stellen angedeutet, inwiefern Menschen-
rechte logisch-begrifflich mit Biirgerschaft
verbunden sein kéonnten. Um nun die Fra-
ge tatsdchlich zu beantworten, ob es eine
solche Verbindung mit Blick auf die (be-
griindbaren oder existierenden) Menschen-
rechte gibt, ist es sinnvoll, zuvor zwei Vari-
anten der Verbindung zu unterscheiden. In
einer ersten Variante wiirden die Men-
schenrechte direkt Anspriiche auf Biirger-
schaft sein, das heifist die Menschenrechte
wiirden wesentlich mit Elementen und
Aspekten von Biirgerschaft identisch sein.
In einer zweiten Variante wiirden die Men-
schenrechte dagegen nicht direkt mit Biir-
gerschaft identisch sein, ihre Realisierung
wire aber nicht denkbar, ohne dass es
Strukturen der Biirgerschaft gibt und die
Inhaber der Menschenrechte zugleich auch
Biirger sind. Dabei ist der Unterschied zur
Realisierungsfrage im ndchsten Abschnitt
derjenige, dass die Menschenrechte in die-
ser zweiten Variante der Frage nach ihrer
logisch-begrifflichen Verbindung mit Biir-
gerschaft notwendig auf jene angewiesen
sind und es nicht nur unter historisch-
kontingenten = Bedingungen nahelegen,
tiber Biirgerschaft realisiert zu werden.

Welches sind die Menschenrechte, die im
20. Jahrhundert beansprucht werden und
fir die die Frage nach dem Verhiltnis zur
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Buirgerschaft zu stellen ist? Seyla Benhabib
schldgt (mit guten Griinden) vor, als be-
grifflichen Kern jeglicher umfassenderen
Menschenrechtskonzeption!” folgende An-
spriiche zu sehen (wobei sie diese Ansprii-
che insgesamt als Explikation des arendt-
schen , Rechts, Rechte zu haben”, versteht,
von dem zuvor gezeigt wurde, dass es eng
mit der Auffassung von Menschenrechten
als Anspriichen auf eine bestimmte Gestal-
tung der Interaktionsverhiltnisse verwandt
ist): den Anspruch auf Leben und Freiheit
(was fiir Benhabib insbesondere die Freiheit
von Sklaverei, Zwangsarbeit und sexueller
Gewalt bedeutet), den Anspruch auf eine
basale Form von Privateigentum, den An-
spruch auf die Freiheit des Denkens, der
Religion, der Rede, der Vereinigung und
der Reprédsentation sowie den Anspruch
auf Selbstregierung. Dabei geht sie (im An-
schluss an Rawls) davon aus, dass, weil die
Freiheit in dieser Bestimmung des begriffli-
chen Kerns der Menschenrechte zentral ist,
er den Anspruch auf den ,gleichen Wert
der Freiheit” mit umfasst. Es muss daher
ein ,Blindel sozio-okonomischer Giiter”
gewdhrleistet sein, das tiberhaupt erst
nachvollziehbar macht, dass die Freiheit
relevant ist.18 Wenn Benhabib Recht zu ge-

17" D.h. sie operiert hier mit der zunéchst von W.B.
Gallie und H.L.A. Hart vorgeschlagenen und
dann von John Rawls prominent gemachten Un-
terscheidung zwischen concept (in der deut-
schen Rawls-Ubersetzung: Begriff) und concepti-
on (Vorstellung). Vgl. John Rawls, Eine Theorie
der Gerechtigkeit, 1979, S. 21.

18 Seyla Benhabib, Claiming Rights Across Borders:
International Human Rights and Democratic
Sovereignty, in: American Political Science Re-
view 103 (2009), S. 691-704 (S. 697): “Applied to
the question of how we move from general
normative principles of human rights, as en-
shrined in the various covenants, to specific
formulations of them, as enacted in various le-
gal documents, the core concept of human rights
that would form part of any conception of the
right to have rights would include minimally -
so I would argue - the rights to life and liberty
(including freedom from slavery, serfdom,
forced occupation, sexual violence, and sexual
slavery); the right to some form of personal
property; and equal freedom of thought (includ-
ing religion), expression, association, represen-
tation, and the right to self-government. Fur-
thermore, liberty requires provisions for the

ben ist, dass es sich hierbei um einen (na-
hezu) konsensuellen begrifflichen Kern der
Menschenrechte handelt,’® dann kann zu-
ndchst anhand dieses Kerns {iberpriift
werden, ob und wie er auf Biirgerschaft
verweist. Denn selbst wenn es umfassende-
re Konzeptionen der Menschenrechte gibt
(und selbst wenn es einen umfassenderen
begrifflichen Kern gébe), so miisste deren
Untersuchung erst dann begonnen werden,
wenn fiir den Kern nicht nachgewiesen
werden konnte, dass er mit Biirgerschaft in
Verbindung steht.

Beginnt man mit der Betrachtung des letz-
ten der von Benhabib angefiihrten Ansprii-
che (das heifst des Anspruchs auf Selbstre-
gierung), dann sieht es so aus, als sei die
Untersuchung schnell abzuschlieffen, da
Selbstregierung unmittelbar auf Biirger-
schaft verweist. Hiergegen ist allerdings
festzuhalten, dass ,Selbstregierung” ein
missverstiandlicher Terminus ist, wenn er
so verstanden wird, dass er bereits den
Anspruch auf eine spezifische, namlich
demokratisch-republikanische Regierungs-
form mittransportiert. Es ist besser, hier
von dem Anspruch auf ,Selbstbestim-
mung” zu sprechen und dariiber den An-
spruch fiir unterschiedliche Formen der
Selbstbestimmung oder Selbstregierung

,equal value of liberty’ (Rawls) through the
guarantee of some bundle of socioeconomic
goods, including adequate provisions of basic
nourishment, shelter, and education.”

19 Dabei bedeutet die Idee eines begrifflichen
Kerns, wie gerade Benhabibs Argumentation
selbst zeigt, nicht schon einen normativen Vor-
rang dieses Kerns gegeniiber anderen Men-
schenrechten oder anderen Aspekten der Men-
schenrechte. In unterschiedlichen Interpretatio-
nen oder ,Rahmungen” des Kerns kénnen die
einzelnen Rechte des Kerns verschiedene Be-
deutungen annehmen.

Dennoch gibt es offensichtlich alternative Listen
basaler Menschenrechte, die insbesondere so-
genannte ,Rechte der dritten Generation”, d.h.
Rechte auf Entwicklung, Frieden oder intakte
Umwelt enthalten und fiir die sicherlich die
Frage nach ihrem Verhiltnis zu Burgerschaft
anders untersucht werden miisste, als es im
nachfolgenden Text geschieht.
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offen zu halten.20 Er konnte ndmlich - zu-
mindest wenn man auf unterschiedliche
Menschenrechtskonzeptionen = schaut -
auch derart realisiert sein, dass jemand sein
Leben fiihren kann, ohne dies jenseits der
basalsten Absicherung von Freiheiten mit
anderen koordinieren zu miissen (wie li-
bertdre Theorien argumentieren), oder dass
jemand sich (freiwillig) in die Obhut einer
religivsen oder sonstigen Autoritdt begibt.
Es gibt keinen Konsens unter Menschen-
rechtstheorien, dass es ein Menschenrecht
auf Demokratie gibt.2!

Wenn der letzte Anspruch aber derart of-
fen verstanden wird, dann gilt diese Of-
fenheit auch fur die anderen Anspriiche,
bei denen es auf den ersten Blick scheinen
konnte, als wiirden sie direkt in Zu-
sammenhang mit Biirgerschaft stehen. Der
Anspruch auf Freiheit von Sklaverei, Aus-
beutung und sexueller Gewalt konnte (et-
wa in der republikanischen Tradition) auf
Buirgerschaft und damit auf einen Status
von politisch-rechtlich Gleichen verweisen.
Er konnte unter den aktuellen Gegebenhei-
ten aber auch so gelesen werden, dass er
auf soziale, okonomische und familidre
beziehungsweise kulturelle (und das heifst
gerade nicht auf politische) Bedingungen
verweist, unter denen Personen nicht ver-
sklavenden, ausbeuterischen und gewaltta-
tigen Arbeits- und Familienverhéltnissen
ausgesetzt sind. Zur Sicherung von Privat-
eigentum ist ohnehin nicht mehr als eine
Form der Rule of law von Noten und die
weiteren Freiheiten referieren zwar auf
Interaktionsverhdltnisse und Optionen, die
einige in diesen Verhdltnissen haben, aber
die Gewdhrleistung der Freiheiten in der
Form von Biirgerschaft ist nur eine Mog-
lichkeit. Mit Blick auf die erste Variante

20 Siehe zum Thema Selbstbestimmung und
Selbstregierung aus volkerrechtlicher Sicht An-
gelika Emmerich-Fritsche, Recht auf Demokratie -
Politische Selbst- und Mitbestimmung als Men-
schen- und Voélkerrecht, in diesem Heft, S. 227-
243,

21 Vgl. dazu jiingst mit weiteren Verweisen auf die
Diskussion eines solchen Menschenrechts
Thomas Christiano, An Instrumental Argument
for a Human Right to Democracy, in: Philoso-
phy & Public Affairs 39 (2011), S. 142-176.

einer Bestimmung des Verhdltnisses von
Menschenrechten zu Biirgerschaft ist Moyn
also durchaus Recht zu geben, dass die
Anspriiche nicht notwendig in der Form
von Biirgerschaft vorgestellt werden und
gegenwadrtig eine solche Vorstellung bei
vielen oft fern liegen mag. Die Deutung des
Kerns der Menschenrechte als unmittelba-
rer Anspriiche auf Biirgerschaft ist dement-
sprechend das Kennzeichen besonderer
und in wesentlichen Hinsichten revisionis-
tischer Konzeptionen der Menschenrechte,
wie etwa derjenigen von Benhabib.22 Aber
eine solche Deutung ergibt sich nicht schon
aus den Anspriichen selbst (beziehungs-
weise wenigstens aus dem hier als Bezugs-
punkt gewdhlten begrifflichen Kern der
Menschenrechte) und den Relationen zwi-
schen Personen beziehungsweise zwischen
Personen und Institutionen, die durch sie
bestimmt sind.

Um die Frage zu beantworten, ob die Men-
schenrechte nach der zweiten Variante in-
direkt mit Biirgerschaft zusammenhingen,
ist es zundchst notwendig zu erkldren,
wodurch Biirgerschaft gekennzeichnet ist
und was fiir die Biirgerschaft so einzigartig
ist, dass die Menschenrechte oder einzelne
ihrer Aspekte davon abhidngen konnten.
Dabei zeigt sich allerdings, dass die Be-
stimmung des Verhiltnisses der Men-
schenrechte zur Biirgerschaft mit einer wei-
teren Komplikation konfrontiert ist. Viele
aktuelle Biirgerschaftstheorien deuten Biir-
gerschaft parallel zu Menschenrechten
ebenfalls als ein Set von Anspriichen be-
ziehungsweise  Anspruchsgewéhrleistun-
gen. Burgerschaft besteht demzufolge da-
rin, innerhalb eines Gemeinwesens Auf-
enthalts-, politische Teilhabe- und/oder
Service- beziehungsweise soziale Giiter-
Anspriiche zu haben und jenseits des Ge-
meinwesens tiber Bewegungs-, Schutz- und
konsularische Unterstiitzungsmoglichkei-
ten zu verfiigen. Eine solche Betrachtung
von Biirgerschaft verfehlt aber gerade den
Kern von Biirgerschaft, der nicht (nur) in
der entsprechenden Reihe von (gewéhrleis-

22 Vgl. dazu auch Seyla Benhabib, The Rights of
Others. Aliens, Residents and Citizens, 2004.
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teten oder zu gewdhrleistenden) Ansprii-
chen besteht. Von Buirgerschaft ist vielmehr
erst dann zu reden, wenn es eine politische
Ordnung gibt, die dadurch gekennzeichnet
ist, dass diejenigen, die in ihr leben, derart
konstitutive Bestandteile der Ordnung
sind, dass Institutionen und andere Perso-
nen nicht tiber den Raum des 6ffentlichen
Handelns entscheiden konnen, ohne die
Biirger dabei zu berticksichtigen. Biirger-
schaft ist also weniger dadurch bestimmt,
dass Institutionen und ,Mit-Biirger” in
besonderer Weise motiviert sind, (andere)
Biirger mit Leistungen und Giitern zu ver-
sorgen oder auf ihre Anspriiche zu antwor-
ten. Von ihr ist vielmehr erst dann zu re-
den, wenn es eine Gesamtstruktur gibt, in
der die Institutionen und Mit-Biirger not-
wendig auf die (anderen) Biirger und ihre
Anspriiche reagieren miissen. Es liegt bei
Biirgerschaft also (zumindest hinsichtlich
von Optionen, die in den Handlungsraum
Betroffener eingreifen) (auch) in der Hand
der Burger, was Institutionen und Mit-
Biirger tun konnen und miissen und was
nicht.

Dies hat viele Theorien dazu gefiihrt, Biir-
gerschaft gerade dariiber zu definieren,
dass eine politische Struktur grundlegende
Rechte garantiert - wobei diese Garantie
nach dem zuvor Gesagten so zu verstehen
ist, dass die Struktur selbst so eingerichtet
sein muss, dass sie die Rechte nicht verlet-
zen kann, und nicht so, dass die relevanten
Akteure motiviert sind, die Rechte zu ge-
wihren. Menschenrechte werden auf diese
Weise zu einem definierenden Merkmal
von Biirgerschaft, weshalb etwa auch viele
republikanische Theorien sehr gut gegen-
iiber liberalen Menschenrechtsansitzen
argumentieren konnen, dass in den offent-
lichen Ordnungen, die sie begriinden, die
Menschenrechte, die die liberalen Anséatze

23 Diese Bestimmung der Biirgerschaft als eines
Status innerhalb einer (politischen) Ordnung
findet sich insbesondere in den verschiedenen
republikanischen Bestimmungen von Legitimi-
tit. Vgl. dazu aus der jiingeren Diskussion v.a.
Jiirgen Habermas, Faktizitit und Geltung. Beitra-
ge zur Diskurstheorie des Rechts, 1992 sowie
Philip Pettit, Republicanism. A Theory of Free-
dom and Government, 1997.

fordern, immer auch realisiert werden.
Und in vielen State-building-Projekten, die
heute international betrieben werden, wer-
den in diesem Sinn als erster Schritt, um
Biirgerschaft zu etablieren, Verfassungen
und Gerichte angestrebt, die die Men-
schenrechte absichern.

All diese Theorien und Projekte halten
folglich fest, dass Biirgerschaft begrifflich-
logisch an Menschenrechte gekniipft ist.
Dabei muss auch dies nicht in der ersten
Variante gelten, da die Biirgerschaft sich
nicht in den unmittelbaren Gehalten der
Menschenrechte erschopft. Diese sind
vielmehr erforderlich, damit andere Aspek-
te der Burgerschaft (die sich dann zum
Beispiel auf politische Teilhabemoglichkei-
ten, Reprasentation und Bewegungsfreiheit
in anderen Gemeinwesen et cetera bezie-
hen) zur Geltung kommen konnen. Wenn
es etwa zur Biirgerschaft gehort, dass es
Anspriiche auf die Teilhabe an politischen
Entscheidungen gibt, dann besagt dies
nicht, dass dieser Anspruch ein Menschen-
recht ist (obwohl er dies sicherlich sein
kann). Es heifdt vielmehr, dass ein solcher
Anspruch, um als biirgerschaftlicher An-
spruch realisiert zu sein, die Garantie basa-
ler Rechte mit umfasst, ohne die diejenigen,
die tiber Buirgerschaft verfiigen, sie nicht
als ihnen eigenen Status hatten.

Aber kann das umgekehrt auch bedeuten,
dass die Menschenrechte auf Biirgerschaft
verweisen? Ist es nicht eher so, dass Men-
schenrechte die basaleren Anspriiche be-
zeichnen, die Biirgerschaft ermoglichen, so
dass es nicht auch so sein kann, dass Biir-
gerschaft erforderlich ist, um von Men-
schenrechten zu reden (zumindest auf der
begrifflich-logischen Ebene, bei der es ja
noch nicht um konkrete Umsetzungs- und
Gewdéhrleistungsbedingungen von Men-
schenrechten geht)?* Gegen diese prinzi-

24 Vgl. zu einer solchen Auffassung Wolfgang R.
Kohler, Das Recht auf Menschenrechte, in: Hau-
ke Brunkhorst/Wolfgang R. Kohler/Matthias
Lutz-Bachmann (Hrsg.), Recht auf Menschen-
rechte. Menschenrechte, Demokratie und inter-
nationale Politik, 1999, S. 106-124 (S. 113): ,De-
mokratie dient der Verwirklichung der Men-
schenrechte, aber Menschenrechte dienen nicht
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pielle Vorordnung der Menschenrechte vor
die Biirgerschaft lasst sich in zwei Weisen
argumentieren: Eine starke Zurtickweisung
bietet Seyla Benhabib, auf deren Bestim-
mung des begrifflichen Kerns der Men-
schenrechte schon Bezug genommen wur-
de: In ihren Augen handelt es sich um ein
wechselseitiges Ermoglichungsverhiltnis von
Menschenrechten und Biirgerschaft - und
zwar derart, dass die Menschenrechte nie
einfach garantiert werden kénnen, sondern
selbst darauf angewiesen sind, in Biirger-
schaft und einem politischen System inter-
pretierend aufgenommen zu werden.?> Es
widre dementsprechend zwar richtig zu
sagen, dass Biirgerschaft erst dann besteht,
wenn basale Rechte unabhéngig von den
moralischen oder politischen Motivationen
institutioneller Akteure oder anderer Biir-
ger gewdhrt werden. Diese Unabhingigkeit
ist jedoch nicht so zu verstehen, dass die
basalen Rechte zeitlich oder strukturell vor
der Realisierung von Biirgerschaft gewéhr-
leistet wéren oder tiberhaupt sein kdnnten.
Sie miissen vielmehr derart unabhingig
garantiert sein, dass es nicht der Willkiir
von Institutionen oder einigen Personen
anheimgestellt ist, die Rechte zu gewé&hr-
leisten oder nicht. Gleichzeitig schliefst dies
nicht aus, dass die Ausgestaltung und auch
die Formen der institutionellen Gewé&hr-
leistung der Rechte Gegenstand politischer
Beratungen und Entscheidungen von Biir-
gern sind oder sogar sein miissen. Fiir Ben-

der Verwirklichung der Demokratie. Denn De-
mokratie kann ja nicht als ein Zweck konzipiert
werden, der unabhingig von jeglichem Wert
von Menschen existierte bzw. unabhéngig von
dem Wert, den Menschen einander als Men-
schen zubillig(t)en.”

25 Benhabib (Fn. 18), S. 698: “My thesis is that with-
out the right to self-government that is exer-
cised through proper legal and political chan-
nels, we cannot justify the range of variation in
the content of basic human rights as being legit-
imate. Here in lies the distinctiveness of an ap-
proach based on communicative freedom. Free-
dom of expression and association are not mere-
ly citizens’ political rights, the content of which
can vary from polity to polity; they are crucial
conditions for the recognition of individuals as
beings who live in a political order of whose le-
gitimacy they have been convinced with good
reasons.”

habib zeigt sich daher gerade in den politi-
schen Teilhabemoglichkeiten aller Perso-
nen beziehungsweise Biirger an den Bera-
tungen tiber die Reichweite und den Um-
fang basaler Rechte, ob die Menschenrechte
gewdhrleistet sind oder nicht. Obwohl
~Menschenrechte” somit der Ermogli-
chungsgrund von Biirgerschaft sind, erhal-
ten sie ihren Sinn und ihre Funktion erst im
Horizont der Biirgerschaft und das heifst
der Mboglichkeiten, die mit Biirgerschaft
einhergehen, andere und Institutionen ver-
bindlichen Regulierungen zu unterwerfen.

Die starke Gegenargumentation pladiert
also dafiir, dass die Menschenrechte zwar
eine definitorische Komponente von Biir-
gerschaft sind, diese Komponente aber
nicht aus Biirgerschaft herausgelost wer-
den kann. Wiirden die Einrichtungen, die
im Rahmen der Biirgerschaft darauf abzie-
len, Menschenrechte zu sichern, an sich
existieren, ohne in eine politische Ordnung
eingebunden zu sein, in der die Burger
letztlich tiber das Operieren und die prazi-
se Entscheidungsgrundlagen der Einrich-
tungen verftigen, dann wéren die Einrich-
tungen tyrannisch. Reine menschenrechts-
schiitzende Instanzen und Institutionen
haben daher, dieser Auffassung zufolge,
keinen Wert an sich. Die Menschenrechte
verweisen ihr gemdfs vielmehr derart auf
Biirgerschaft zu ihrer Realisierung, dass sie
nur als Element einer umfassenderen of-
fentlich-rechtlichen, demokratischen Ord-
nung unumgdnglich und in gewissem Sinn
eine Voraussetzung sind.

Diese Gegenargumentation vermag nicht
vollends zu tiberzeugen - und zwar nicht,
weil es falsch wiare zu bestreiten, dass
Menschenrechte unabhédngig von einer
biirgerschaftsbasierten politischen Ord-
nung legitimerweise Geltung beanspru-
chen konnen2 Wenig {iberzeugend ist
vielmehr, dass Benhabib nicht beriicksich-
tigt, dass die Menschenrechte dazu dienen

26 Vgl. zur Verteidigung dieser Auffassung auch
Andreas Niederberger, Demokratie unter Bedin-
gungen der Weltgesellschaft? Normative
Grundlagen legitimer Herrschaft in einer globa-
len politischen Ordnung, 2009, S. 169-266.
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konnen, existierende  biirgerschaftliche
Verhiltnisse zu kritisieren und letztlich
eventuell sogar aufzuheben. In solchen
Referenzen auf Menschenrechte geht es
darum, Burgerschaft an sich zu kritisieren
und nicht nur eine aktuelle Gestalt dersel-
ben, was bei Benhabib eine wichtige Funkti-
on von Menschenrechten ist.27 Fiir die ame-
rikanische Autorin finden die Menschen-
rechte dort ihre Grenze, wo Personen unter
Rekurs auf sie gegen eine politische Ge-
meinschaft und die Bedingungen fiur die
Inklusion in sie beziehungsweise Teilhabe
an ihr optieren konnten (wobei dies nicht
ausschliefit, dass die politische Gemein-
schaft, in die Inklusion beansprucht wird,
eine Gemeinschaft ist, die nationale politi-
sche Gemeinschaften {ibersteigt und/oder
sogar aufzuldsen notigt). Eine solche
Grenzbestimmung {ibersieht jedoch, dass
das menschenrechtliche Fundament fiir
eine biuirgerschaftlich organisierte legitime
Ordnung in wenigstens zwei Hinsichten
offen sein muss fiir ein Wirken der Men-
schenrechte gegen die Ordnung und Biir-
gerschaft in ihr: Die Menschenrechte miis-
sen erstens dazu dienen konnen, die Be-
dingungen zu problematisieren, unter de-
nen die jeweilige Inklusion und Teilhabe
steht. Personen, deren Inklusion und Teil-
habe zwar gesichert ist, die aber keine
Moglichkeit haben, ihre Auffassungen und
Interessen in politischen Entscheidungs-
prozessen zur Geltung zu bringen (etwa
weil sie einer strukturellen Minderheit an-
gehoren), miissen den Rekurs auf Men-
schenrechte dazu gebrauchen konnen, um
die Bindung politischer Entscheidungen an
die spezifische Gemeinschaft der Biirger zu
thematisieren. Die blofle Tatsache einer
republikanisch-demokratischen ~Ordnung
ist kein hinreichender Grund, um diese
Ordnung unter allen Umstinden hinzu-
nehmen - und zwar nicht deshalb, weil es

27 Vgl. dazu auch Seyla Benhabib, Die Démmerung
der Souveranitit oder das Aufstreben kosmopo-
litischer Normen? Eine Neubewertung von
Staatsbiirgerschaft in Zeiten des Umbruchs, in:
Andreas Niederberger/Regina Kreide (Hrsg.),
Transnationale Verrechtlichung. Nationale De-
mokratien im Kontext globaler Politik, 2008, S.
209-239.

problematische Mehrheitsentscheidungen
geben kann (diese sind grundsétzlich nicht
problematisch, sondern gerade ein We-
sensmerkmal demokratischer Ordnungen),
sondern weil es (immer noch) sein kann,
dass Personen keinen ,positiven” Grund
haben, die Entscheidungen einer solchen
Ordnung zu befolgen. Politische bezie-
hungsweise demokratische Ordnungen
sind auch dann illegitim, wenn fiir sie nur
der ,negative” Grund spricht, dass sie die
einzige Moglichkeit sind, die Willkiir der
Rest-Gemeinschaft einzuschrinken, also
den kantischen Zustand des Privatrechts
fur irgendeine Form offentlichen Rechts zu
verlassen.?

Zweitens miissen die Menschenrechte aber
auch derart eine ,Transzendenz” von In-
nen bieten, dass die Institutionen einer legi-
timen Ordnung offen fiir und responsiv
gegeniiber Klagen sind, dass ihr Bestehen
und Operieren dazu beitragt, dass Biirger-
schaft (inklusive des damit einhergehenden
Schutzes von Menschenrechten) an ande-
ren Orten verunmoglicht wird. In diesem
Sinn weist die Moglichkeit einer Universal
jurisdiction in die richtige Richtung, wenn
sie so verstanden wird, dass sie es Nicht-
Burgern erlaubt, gegen einen Staat, der
Menschenrechte anderswo verletzt, inner-
halb desselben zu klagen. Es wére falsch zu
sagen, dass ein Staat die Menschenrechte
garantiert, wenn sein Handeln direkte
Auswirkungen anderswo hat, so dass dort
die Menschenrechte nicht garantiert wer-
den konnen, oder er sogar direkt dazu bei-
tragt, dass Menschenrechte verletzt wer-
den.?

In beiden Hinsichten sind die Menschen-
rechte nicht an einzelstaatliche Biirger-

28 Vgl. Andreas Niederberger, Kant und der Streit
um den Kosmopolitismus in der politischen
Philosophie, in: Oliver Eberl (Hrsg.), Transnati-
onalisierung der Volkssouveranitit. Radikale
Demokratie diesseits und jenseits des Staates,
2011, S. 295-316.

29 Vgl fiir eine solche Argumentation Cristina
Lafont, Accountability and Global Governance.
Challenging the State-Centric Conception of
Human Rights, in: Ethics & Global Politics 3
(2010), S. 193-215.
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schaft gebunden. Sie verweisen aber den-
noch nicht auf eine Gewdéhrleistung, die
vollkommen unabhéngig von Biirgerschaft
wire, da in beiden Hinsichten die Men-
schenrechte weiterhin in einem offentlich-
rechtlichen politischen Kontext realisiert
sein miissen. Sie zeigen an, dass eine ande-
re Organisation dieses Kontextes erforder-
lich ist, und fordern so, die Inklusions- und
Teilhabebedingungen neu zu bestimmen -
eventuell auch in anderen Formen als der-
jenigen der Biirgerschaft. Dabei bleibt die
Biirgerschaft allerdings das Vorbild, selbst
wenn die Gewdhrleistung der Menschen-
rechte in einer legitimen offentlich-
rechtlichen politischen Ordnung auf Struk-
turen ober- oder unterhalb der Einzelstaa-
ten verweist. Angesichts dessen liegt eine
schwichere Gegenargumentation gegen
die These, dass Menschenrechte grundle-
gender sind als Biirgerschaft, nahe: Men-
schenrechte und Biirgerschaft erlauben
beziehungsweise fordern jeweils Elemente
und Strukturen, die nicht aufeinander re-
duzierbar sind, die aber nur gemeinsam
Legitimitdt verbtirgen. Das bedeutet nicht
nur (wie von Benhabib vertreten), dass
Menschenrechte immer in (einzelstaatlicher
beziehungsweise regional- oder gar welt-
staatlicher) Biirgerschaft aufgehoben wer-
den miissen. Sondern es gibt auch viele
Situationen, in denen es die Menschenrech-
te erfordern, Biirgerschaft oder andere
Formen politischer Inklusion und Teilhabe
neu zu denken. Menschenrechte und Biir-
gerschaft bedingen sich wechselseitig, aber
sie konnen sich auch wechselseitig proble-
matisieren.

In diesem Sinn ist Moyn Recht zu geben:
Der Rekurs auf Menschenrechte insbeson-
dere seit den 1970er Jahren reagiert auf
eine globalisierte Welt, in der das Auf-
rechterhalten funktionierender Staatlich-
keit zunehmend dazu fiihrt, dass gerade
sozial benachteiligte Minder- oder sogar
Mehrheiten strukturell von signifikanter
Teilhabe an politischen Beratungs- und
Entscheidungsprozessen  ausgeschlossen

werden,® und in der das Scheitern von
Staatlichkeit als zentraler Form der Organi-
sation des sozialen Handelns zu Rdumen
fithrt, in denen Personen wesentlichen
Schadigungen ausgesetzt sind, die mit
(verstdrkter) Biirgerschaft in ihren jeweili-
gen Staaten nicht zu beheben wéaren. Per-
sonen und Aktivisten, die sich auf Men-
schenrechte beziehen, fordern nicht unbe-
dingt Anspriiche, die nichts mehr mit
Staatlichkeit und Biirgerschaft zu tun ha-
ben. Aber sie reklamieren die Anspriiche
so, dass sie unterstreichen, dass die Forde-
rungen unter Bedingungen der Globalisie-
rung nicht mehr qua Staatlichkeit und Biir-
gerschaft erfiillt werden konnen. Insofern
gibt es einen wesentlichen Unterschied
zwischen den Rights of man und den Men-
schenrechten des 20. Jahrhunderts, nimlich
denjenigen, dass die Globalisierung die
Annahme, dass sich die entscheidenden
Bestandteile menschlichen Lebens in Ein-
zelstaaten sinnvoll und legitim organisie-
ren lieflen, zumindest fiir weite Teile der
Welt unplausibel gemacht hat.

IV. Verweist die Umsetzung von Men-
schenrechten unter den aktuellen
Verhiltnissen auf Biirgerschaft?

Nachdem damit gezeigt wurde, in wel-
chem Sinn Menschenrechte begrifflich-
logisch auf Biirgerschaft verweisen, wih-
rend sie gleichzeitig fordern, die Formen
politischer Inklusion und Teilhabe unter
Bedingungen der Globalisierung neu zu
bestimmen, soll abschlieSend noch kurz
betrachtet werden, ob und wenn ja inwie-
fern unter den aktuellen Verhiltnissen
Biirgerschaft (in den Formen, in denen sie
faktisch realisiert ist) ein wichtiges Instru-
ment ist und bleibt, um Menschenrechte zu
gewdhrleisten. Weite Teile der Burger-
schaftsforschung betonen, dass Biirger-

30 Beispiele hierfiir bieten der Umbau der Sozial-
staaten in der westlichen Welt mit dem struktu-
rellen Ausschluss derjenigen von gesellschaftli-
cher und politischer Teilhabe, die keinen Zu-
gang zum Arbeitsmarkt finden, sowie die ge-
sellschaftlich-politischen Differenzierungen in
den sogenannten Schwellenlédndern.
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schaft weiterhin duflerst attraktiv ist und
Personen und vor allem Fliichtlinge in vie-
len Fillen danach streben, Biirgerschaft zu
erwerben. Wie verhilt sich diese Darstel-
lung zur zuvor entwickelten Einsicht, dass
Menschenrechte nicht mehr auf Birger-
schaft im einzelstaatlichen Sinn verweisen?

Es ist erstens notwendig auf Unterschiede
zwischen einerseits Staaten und Gegenden,
in denen Biirgerschaft umfassend gewé&hr-
leistet wird und mit diversen Privilegien
derjenigen einhergeht, die sie innehaben,
und andererseits solchen Staaten oder Ge-
genden hinzuweisen, in denen es entweder
keine Tradition buirgerschaftlich fundierter
politischer Ordnung oder iiberhaupt keine
signifikante Staatlichkeit gibt. In den zuerst
genannten Staaten und Gegenden hingt
die Gewdihrleistung von Menschenrechten
weiterhin in vielen Hinsichten eng mit
Burgerschaft zusammen, was sich zum
Beispiel daran zeigt, dass Personen, die
tiber keinen Biirgerschaftsstatus verfiigen
und auch keine Biirger ,relevanter” Staa-
ten sind, oft selbst in westlichen Staaten
erniedrigender Behandlung als Asylbe-
werber und Abschiebehiftlinge ausgesetzt
sind oder aber in sozialen Kontexten dis-
kriminiert und ausgebeutet werden. Damit
ist nachvollziehbar, warum Personen in
solchen Staaten und Gegenden mit der
Forderung nach Menschenrechten (weiter-
hin) danach streben, den entsprechenden
Biirgerschaftsstatus zu erwerben.

Zugleich ist jedoch zu beobachten, dass der
Biirgerschaftsstatus selbst im Westen nicht
(mehr) den Schutz vor Willkiir und Men-
schenrechtsverletzungen bietet, wie er ge-
boten ist. Im , Krieg gegen den Terror” ha-
ben staatliche Administrationen nahezu
tberall Kompetenzen erworben, die es
ihnen erlauben, notfalls Menschenrechte zu
verletzen, wie etwa die deutsche Diskussi-
on tiber den Abschuss entfiihrter Flugzeu-
ge oder die Moglichkeit von ,indefinite
detention” amerikanischer Staatsbiirger in
den USA zeigt. In diesem Zusammenhang
dient der Rekurs auf Menschenrechte si-
cherlich auch dazu, Schutzmechanismen zu
fordern, die tiber den Biirgerschaftsstatus

in der nunmehr eingeschrankten Form hin-
ausgehen.

In den Staaten und Gebieten, in denen es
ohnehin hochstens schwache Staatlichkeit
gibt, wird hdufig, wie zuvor bereits er-
wahnt wurde, State building (auch) dartiber
betrieben, dass der Biirgerschaftsstatus
gestdrkt und dafiir erforderliche Institutio-
nen, wie vor allem Gerichte, aufgebaut
werden. Diese Strategie mag in einigen
Kontexten Erfolg haben. Grundsitzlich
tibersieht sie jedoch, dass Biirgerschaft nur
dann zu einer Grundlage fiir legitimes
staatliches Funktionieren werden kann,
wenn diejenigen, die als Biirger interagie-
ren sollen, dies auch fiir sich nachvollzie-
hen (konnen). Es gibt Staaten, derzeit zum
Beispiel zum Teil in Afrika, in denen Biir-
gerschaftsstrukturen etabliert werden, oh-
ne dass eine Zivilgesellschaft existiert, tiber
die diejenigen, die auf dem entsprechenden
Territorium leben, hinreichend miteinan-
der verwoben sind, um sich in einer politi-
schen Ordnung selbst steuern zu wollen. In
solchen Staaten kann die Moglichkeit, be-
stimmte Rechte einzuklagen, also den ei-
genen Status gegentiber anderen Akteuren
abzusichern, gerade den Effekt haben, dass
die Bereitschaft abnimmt, sich als Gesell-
schaft gemeinsam zu organisieren. Wih-
rend die Menschenrechte einiger in diesen
Fdllen durch Biirgerschaft gesichert wer-
den mogen, klagen andere, dass diese Si-
cherung ihre Menschenrechte gerade ver-
letzt (etwa in der Spannung zwischen Ei-
gentumsrechten und sozialen Ansprii-
chen). Fiir letztere Personen ist Biirger-
schaft, wie sie etabliert wird, sicherlich
nicht der attraktivste Weg, um ihre Men-
schenrechte gewahrleistet zu bekommen.

Es ist also ein durchaus ambivalentes Bild
der praktischen Moglichkeiten zu zeich-
nen, Menschenrechte qua Biirgerschaft (in
den aktuell existierenden Formen) zu si-
chern. In einigen Staaten oder Regionen ist
die Burgerschaft weiterhin der wichtigste
oder wenigstens ein wichtiger Menschen-
rechtssicherungsmechanismus, in anderen
kann er es fiir einige sein. Zugleich trans-
formiert sich Biirgerschaft unter den aktu-
ellen Verhiltnissen, und die Menschen-
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rechtssicherung fiuir einige kann zu Men-
schenrechtsverletzungen fiir andere fiih-
ren. Hierzu ist zweitens an einen Punkt zu
erinnern, der bereits im vorhergehenden
Abschnitt gegen Benhabib vorgebracht
wurde: Unter den gegenwdrtigen Bedin-
gungen ist die Menschenrechtssicherung
qua Biirgerschaft namlich auch insofern
problematisch, als es zunehmend Situatio-
nen gibt, in denen die Garantie der Men-
schenrechte fiir die je eigenen Biirger Staa-
ten (vermeintlich) dazu autorisiert, Men-
schenrechte anderswo selbst zu verletzen
oder dazu beizutragen, dass sie verletzt
werden. Man blicke in diesem Zusammen-
hang nur auf die globalen militdrischen
Aktivitdten im , Kampf gegen den Terror”,
aber auch auf die Verweigerung von Re-
distributionen (wie etwa bei der deutschen
Bundesregierung mit Blick auf Griechen-
land) beziehungsweise den Umgang mit
der explodierten Olplattform im Golf von
Mexiko und der Weigerung der britischen
Regierung, BP zu zerschlagen, weil darin
viele britische Pensionsfonds ihre Anlagen
~geparkt” haben. Qua einzelstaatlicher
Biirgerschaft werden also nicht nur die
Menschenrechte der jeweiligen Biirger
(mehr oder minder) gut gesichert, sondern
es werden auch Griinde generiert, warum
an anderen Orten Menschenrechte verletzt
oder nicht gesichert werden diirfen.

Drittens ist schliefilich zu fragen, ob fiir
den Bereich sozialer und 6konomischer
Menschenrechte, fiir den die Bedeutung
der Biirgerschaft oft besonders betont wird,
die Biirgerschaft weiterhin der praktisch-
politisch wichtigste Bezugspunkt sein soll-
te. Viele Autoren unterstreichen, dass es,
um soziale und okonomische Menschen-
rechte zu realisieren, erforderlich ist, Soli-
daritidt zu entwickeln, und solche Solidari-
tat sehr viel eher, wenn nicht sogar aus-
schlieslich zwischen Biirgern eines Staates
oder Mitgliedern einer Gemeinschaft be-
ziehungsweise Gesellschaft zu erwarten ist.
Diese Uberlegung bleibt sicherlich in ge-
wissem Maf3 richtig, allerdings sind gravie-
rende Okonomische Disparititen heute
oftmals nicht auf historisch oder ethnisch
bedingte innerstaatliche Differenzen zu-

riickzufiihren. Das Schaffen innerstaatli-
cher Solidaritdt ist dementsprechend oft
nur eine Second-best-Losung im Sinn einer
~Remedial responsibility”.3? Gerade wenn
soziale und ckonomische Menschenrechte
beansprucht werden, stellen diese Ansprii-
che zumeist Forderungen nach einer ge-
rechteren Weltwirtschaftsordnung dar und
nur sekundér Forderungen nach nationalen
Wohlfahrtsstaaten mit sozialen Rechten,
die mit der Biirgerschaft in diesen Staaten
einhergehen.

Es ist also auch fiir den Bereich der prak-
tisch-politischen Realisierung von Men-
schenrechten insgesamt zu konstatieren,
dass Burgerschaft nur noch in bestimmten
Fillen und unter Einschrankungen ein
probates Mittel ist. Menschenrechte und
Burgerschaft erhellen und problematisieren
sich auch unter pragmatischen Gesichts-
punkten. Samuel Moyn ist folglich auch in
dieser Hinsicht zuzustimmen, dass es einen
wesentlichen Unterschied zwischen den
frithneuzeitlichen Rights of man und den
Menschenrechten gibt. Letztere verweisen
auch praktisch-politisch nicht mehr direkt
und uneingeschrankt auf einzelstaatliche
Biirgerschaft. Zugleich heifst dies aber
nicht, dass die Menschenrechte keine poli-
tischen Anspriiche mehr wiren oder auf
beliebige Realisierungsformen referieren
wiirden. Sie bleiben Anspriiche, die unab-
hingig von kontingenten Motivationen
realisiert werden mdiissen - sie sind aller-
dings derart aufgeklart, dass klar ist, dass
diese Unabhingigkeit im Modus der Biir-
gerschaft zu erreichen, selbst ein Problem
fur die Menschenrechte darstellen kann. Es
sind daher neue Formen der Inklusion und
Teilhabe im globalen Mehrebenensystem
zu suchen, die Menschenrechte sichern,
indem sie die Vorteile und unverzichtbaren
Aspekte der Biirgerschaft aufnehmen, ohne
deren Problemen erneut zu begegnen.

31 Vgl. zum Konzept einer ,Remedial responsibil-
ity” David Miller, National Responsibility and
Global Justice, 2007, S. 81-1009.



MENSCHENIR ECHTSZENTRIUM

d r Univers. tat Potsda

ISSN 1434-2820



	Gibt es Menschenrechte ohne Bürgerschaft?
	I. Menschenrechte ohne Bürgerschaft: Samuel Moyns These
	II. Was sind Menschenrechte? Einige Vorüberlegungen zur genaueren Bestimmung ihres Gegenstands und Zwecks
	III. Sind die Menschenrechte logisch-begrifflich mit Bürgerschaft verbunden?
	IV. Verweist die Umsetzung von Menschenrechten unter den aktuellen Verhältnissen auf Bürgerschaft?




